
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar 
 

Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.1 RP Gießen, Schreiben vom 06.11.2017 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.1: 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden nach Rücksprache mit 
dem RP Gießen auch die Trassen der Zu- und Ableitungen zu den 
Regenrückhaltebecken in den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
aufgenommen 
 
Zu 1.1.2: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Vorgaben werden dem für die Erschließungsplanung zuständigen 
Fachamt übermittelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.3: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Empfehlung zur Festlegung bodenschützender Maßnahmen in 
Kaufverträgen wird im Rahmen der Ausgestaltung von 
Grundstückskaufverträgen eruiert. Auf Ebene der vorbereitenden 
Bauleitplanung besteht kein Handlungsbedarf. 
 

1.1.1 

1.1.3 

1.1.2 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.4: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Vorgaben werden dem für die Erschließungsplanung zuständigen 
Fachamt übermittelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.5: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst lediglich einen ersten 
von potenziell zwei Bauabschnitten. Der Hinweis ist im Rahmen der 
Bauleitplanung für den zweiten Bauabschnitt zu berücksichtigen. 
Im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
 

1.1.4 

1.1.5 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.6: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1.7: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und haben bereits 
dahingehend Berücksichtigung gefunden, dass im Rahmen der 
Umweltprüfung ein Alternativenvergleich durchgeführt wurde. Als Ergebnis 
der durchgeführten Alternativenprüfung ergab sich, dass die schließlich 
ausgewählte Fläche (Gemarkung Dutenhofen, Flur 15, Flst. Nr. 19, 20, 21 
und 164/22) auf Grund ihrer Lage und der derzeitigen ackerbaulichen 
Nutzung aus umweltplanerischer Sicht am besten für das 
Regenrückhaltebecken geeignet ist. Die Festsetzung des 
Regenrückhaltebeckens im Bereich des Landschaftsschutzgebietes erfolgte 
im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde und mithin der 
Feststellung, dass eine Genehmigung im Sinne des § 3 Abs. 1 der 
Schutzgebietsverordnung in Aussicht gestellt werden kann, da der Errichtung 
des Regenrückhaltebeckens nach Maßgabe der Festsetzungen im 
Bebauungsplan keine unüberwindbaren landschaftsschutzrechtlichen 
Hindernisse entgegenstehen bzw. nicht zu erwarten ist, dass das Vorhaben 
dem besonderen Schutzzweck der Verordnung zuwider läuft. Die Erteilung 
der Befreiung erfolgt auf Ebene der konkretisierten Genehmigungsplanung, 
die an die Festsetzungen des Bebauungsplanes gebunden ist. 

1.1.6 

1.1.7 



  
 
 
 
Zu 1.1.8: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Vorgaben der Oberen Forstbehörde werden an die für die Ökokonto-
Maßnahme und Ersatzaufforstung zuständigen Stellen weitergeleitet. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
 

1.1.8 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.2.1: 
Die Anregungen werden berücksichtigt. 
Mit vorliegendem Protokoll vom 19.03.2018 gibt die mit der Räumung 
kampfmittelbelasteter Flächen beauftragte Gesellschaft für 
Liegenschaftskonversion GmbH das Plangebiet frei. Die 
Kampfmittelräumarbeiten wurden in der Zeit vom 13.11.2017 – 14.03.2018 
nach dem Stand der Technik durchgeführt. 
Die in den Bebauungsplan aufgenommenen Hinweise werden entsprechend 
entfernt. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.2 RP Darmstadt - Kampfmittelräumdienst des Landes 
Hessen, Schreiben vom 25.10.2017 

1.2.1 



  
 
Zu 1.2.2: 
Die Anregungen werden berücksichtigt.  
 

1.2.2 



  



 

 
Zu 1.3.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Stellungnahme vom 13.01.2014 verfügte über folgenden Wortlaut: 
„Eine Aussage zu den Aussagen des Regionalplans fehlt: ‚Vor Ausweisung neuer 
Siedlungsflächen durch die Gemeinden ist der Bedarf an Siedlungsflächen vorrangig 
in den Vorranggebieten Siedlung Bestand durch Verdichtung der Bebauung (Nach-
verdichtung) und durch Umnutzung von bereits bebauten Flächen zu decken. Dazu 
sind die vorhandenen Flächenreserven in Bebauungsplänen (§ 30 BauGB) und in 
den „unbeplanten Innenbereichen (§ 34 BauGB) darzustellen sowie ihre Verfügbar-
keit und Entwicklungsfähigkeit aufzuzeigen. Dieser Nachweis ist durch die planende 
Gemeinde auch bei Flächeninanspruchnahme innerhalb der Vorranggebiete Siedlung 
Planung zu erbringen. Die Wiedernutzung und städtebauliche Integration von ehe-
mals militärisch genutzten Flächen innerhalb und am Rand der Ortslagen hat Vorrang 
vor neuen Siedlungsflächen. Bei der Ausweisung neuer Siedlungsflächen sind städ-
tebauliche, denkmal- und landespflegerische, landwirtschaftliche sowie umwelt- und 
naturschutzfachliche Belange zu berücksichtigen‘ Ein Abgleich des Bedarfs mit den 
Baulücken in den Ortsteilen Münchholzhausen und Dutenhofen ist wünschenswert, 
ebenso wie das kritische Hinterfragen von 315 Bewerbungen, die keinerlei Verbind-
lichkeiten beinhalten, sondern einen unverbindlichen Wunsch darstellen.“ 

Die Planung ist grundsätzlich mit den Zielen und Grundsätzen des Regional-
planes Mittelhessen 2010 vereinbar (s. Punkt 1.1: Stellungnahme der Oberen 
Landesplanungsbehörde). Es wurde bereits in Kapitel 3 der Begründung 
„Analyse der Innenentwicklungspotenziale nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB“ 
eine Darstellung der Innenentwicklungs- und Nachverdichtungspotenziale 
sowie den Baulücken in Münchholzhausen in die Begründung aufgenommen.  
Die Darstellung der konkreten Nachfragesituation kann ansonsten 
naturgemäß keinen verbindlichen Charakter entfalten. 
 
Zu 1.3.2: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
s. 1.3.1 
 
Zu 1.3.3: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Eine kartographische Darstellung ist nicht erforderlich. 
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STELLUNGNAHME: 1.3 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreis - Abteilung für den 
ländlichen Raum, Schreiben vom 27.10.2017 

1.3.1 

1.3.2 

1.3.3 



  
 
 
 
 
 
Zu 1.3.4: 
Der Hinweis wird zur Kennntis genommen. 
Ziel der Bauleitplanung ist, unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit mehreren Kindern, die 
dringend benötigte Schaffung neuer Baugrundstücke für Ein- und Zweifamili-
enhäuser im Bereich „Schattenlänge“ auf Grundlage der von der Stadtverord-
netenversammlung im Juli 2013 beschlossenen Siedlungspotenzialanalyse 
sowie des im November 2004 beschlossenen Entwicklungskonzeptes für die 
Ortsteile Münchholzhausen / Dutenhofen (Entwicklungskonzepte im Sinne 
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB). Eine Umsetzung der Planung ohne Inan-
spruchnahme landwirtschaftlicher Nutzfläche ist nicht möglich. 
 

1.3.4 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.1: 
Die Hinweise werden zur Kennntis genommen. 
Es sei darauf hingewiesen, dass die grundsätzlichen Bedenken auf einer inzwischen nicht 
mehr aktuellen Datenbasis beruhen. So wurden zum Entwurf des Bebauungsplan hin 
vertiefende tierökologische Untersuchungen durchgeführt, der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag wurde entsprechend ergänzt, der Umweltbericht aktualisiert und vertieft. Eine 
eingehende Auseinandesetzung erfolgt in der Erwiderung zu 1.4.1. – 1.4.44. 
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STELLUNGNAHME: 1.4 Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e. V., 
Schreiben vom 01.11.2017 

1.4.1 



 Zu 1.4.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Eine erste Kartierung fand durch 
einen Biologen am 31.3.2014 statt. Eine aktuelle Biotopkartierung wurde Ende Juni 2018 
durchgeführt. Die Daten der Bestandsaufnahme werden in den Umweltbericht aufgenommen. 
Zu 1.4.3: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis berücksichtigt. Zur 
Durchführung der Biotoptypenkartierung siehe Punkt 1.4.1. Die aktuelle Kartierung wurde 
kartografisch bearbeitet und in den Umweltbericht ebenso aufgenommen wie eine Karte der 
Revierzentren und Fundorte der Feldlerche. 
Zu 1.4.4: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis berücksichtigt. Die 
Artenlisten aus dem Jahr 2014 wurden im Zuge der Biotopkartierung 2018 geprüft und 
aktualisiert. 
Zu 1.4.5: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis zur Kenntnis 
genommen. Das Vorkommen einer Glatthaferwiese des geschütztens Lebensraumtyps ist 
aufgrund der Nutzungsintensität auszuschließen. Nach der Kartieranleitung der Hessischen 
Lebensraum- und Biotopkartierung wird der LRT 6510 definiert als „extensives Grünland“, 
welches „reich an Blüten“ ist, sowie nur „ein- oder zweimal pro Jahr“ und „nicht vor der 
Gräserblüte“ gemäht wird. Die pflanzensoziologische Zugehörigkeit zum Arrhenatherion ist 
allein noch kein hinreichendes Kriterium für die LRT-Eigenschaft, vielmehr müssen darüber 
hinaus weitere qualitative Kriterien erfüllt sein. Der Umweltbericht gibt in der aktuellen Fassung 
hierzu Erläuerungen. 
Zu 1.4.6: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis zur Kenntnis 
genommen. 
Die Differenzierung im aktuellen Umweltbericht folgt der Hessischen Biotopkartierung. Im 
Übrigen sei auf die Ausführungen zu zu 1.4.4 verwiesen. 
Zu 1.4.7: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis zur Kenntnis genommen  
Hier sei auf die Ausführungen zu zu 1.4.4 verwiesen. 
Zu 1.4.8: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis zur Kenntnis genommen  
Hier sei auf die Ausführungen zu zu 1.4.4 verwiesen. 
Zu 1.4.9: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis berücksichtigt. 
Der Umweltbericht wurde mittlerweile überarbeitet und u. a. in Hinblick auf die entsprechenden 
aktuelleren Ergebnissen der tierökologischen Untersuchungen ergänzt. 
Zu 1.4.10: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis berücksichtigt  
Nach erneuter Prüfung wird das Gehölz dem basenarmen Typ 02.100 mit 36 Punkten 
zugeordnet. 
Zu 1.4.11 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Der Umweltbericht wurde mittlerweile überarbeitet und u. a. in Hinblick auf die entsprechenden 
aktuelleren Ergebnissen der tierökologischen Untersuchungen ergänzt. 
Zu 1.4.12 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Über den Umweltbericht hinaus bestehen keine Gutachten. Die Quelle wird entfernt. 

1.4.2 

1.4.3 

1.4.4 

1.4.5 

1.4.6 

1.4.7 

1.4.8 

1.4.9 

1.4.10 

1.4.11 

1.4.12 



  
 
 
 
 
Zu 1.4.13 
Der Hinweis wird teilweise berücksichtigt. 
Die Grünlandbestände im Plangebiet waren aufgrund der degenerierenden Nutzung der letzten 
Jahre (Ruderalsierung, Vielschürigkeit) nicht mehr als als extensiv genutzte Frischwiese im 
Sinne des LRT 6510 anzusprechen. Da sie in Teilen aber noch eine für heutige Verhältnisse 
überdruchschnittliche Artenausstattung besitzen, werden sie dem KV Typ 06.310 (Extensiv 
genutzte Frischwiese), hier aber mit 39 statt 44 Punkten zugeordnet. Entsprechend konnte auf 
Grundlage einer Teilplanreife nach § 33 BauGB eine Genehmigung des geplanten 
Lebensmittelmarktes im Bereich des Sondergebietes erfolgen. 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.14: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Umweltbericht wurde übearbeitet und enthält eine Beschreibung der Grünlandbestände. 
 
 
 
Zu 1.4.15: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Die Abwertung wird zurückgenommen. 
 
Zu 1.4.16: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Der Umweltbericht wurde mittlerweile überarbeitet und u. a. in Hinblick auf die entsprechenden 
aktuelleren Ergebnissen der tierökologischen Untersuchungen ergänzt. 
Zu 1.4.17: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die ergänzenden tierökologischen Erhebungen im Jahr 2018 ergaben weder Nachweise der 
Zauneidechse noch einer der beiden Ameisenbläulings-Arten, sodass weitergehende 
Vorkehrungen nicht geboten sind. 
 
Zu 1.4.18: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die ergänzenden tierökologischen Erhebungen im Jahr 2018 ergaben weder Nachweise der 
Zauneidechse noch einer der beiden Ameisenbläulings-Arten, sodass die Bewertungen im 
Umweltbericht korrekt sind. 
 

1.4.13 

1.4.14 

1.4.15 

1.4.16 

1.4.17 

1.4.18 



 Zu 1.4.19: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis berücksichtigt: 
Die Bewertung wird auf Grundlage der ergänzenden tierökologischen Untersuchungen an die 
Ergebnisse angepasst, der Wert des Gebietes für das Rebhuhn gewürdigt. 
Zu 1.4.20: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag leitet die rechtlichen Erfordernisse für die einzelnen 
Arten nach den Vorgaben des hessischen Leitfadens für die artenschutzrechtliche Prüfung ab. 
Für Amsel, Meise und andere häufige Arten greift die Legalausnahme. Zu Zauneidechse und 
Ameisenbläuling sei auf die Ausführungen zu 1.4.16 verwiesen. 
Zu 1.4.21: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Zu 1.4.22: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Die artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen wurden zwischenzeitlich konkretisiert und 
werden vertraglich gesichert. Der Umweltbericht wird um eine entsprechende Passage 
ergänzt. 
Zu 1.4.23: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Kompensationsverordnung ist auf Ebene der Bauleitplanung nicht bindend, Abweichungen, 
ja selbst eigene Bilanzierungsansätze sind zulässig. Der Umweltbericht enhält eine 
Bestandskarte, aus der die jeweilige Typzuordnung hevorgeht. Die Karte wird dem 
Umweltbericht in größerem Format beigefügt, der Text um nähere Erläuterungen ergänzt. 
Zu 1.4.24: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Vereinbarkeit mit regionalplanerischen Grundsätzen und Zielen wird in der Begründung 
zum Bebauungsplan behandelt. Diesbezüglich ist auf die Stellungahme der Oberen 
Landesplanungsbehörde zu verweisen, die feststellt, dass die Planung mit dem RPM 2010 
vereinbar ist. Die übrigen angesprochenen Punkte werden in der Begründung zum 
Bebauungsplan sowie dem zugehörigen Umweltbericht behandelt und werden in der Planung 
mit den in § 1 Abs. 6 BauGB beschriebenen Belangen, wie z. B. den Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung, gewogen. Eine grundsätzliche Priorität einzelner Belange besteht nicht. Die 
öffentlichen und privaten Belange sind vielmehr im Sinne des § 1 Abs. 7 BauGB 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Es wird darauf verwiesen, dass es sich 
bei der in der offengelegten Begründung genannten und hier zitierten Quadratmeterzahl um die 
Maximalgröße einzelner geplanter Grundstücke handelt. Die geplanten Wohnbaugrundstücke 
(nun geplant: 430 m² bis 910 m²) sind im Regelfall kleiner als die Einfamilienhausgrundstücke 
in der angrenzenden Ortslage. Zu nennen sind z. B. die Einzelhausgrundstücke im Bereich der 
Forsthausstraße mit Grundstücksgrößen von 726 m² bis 1.083 m². 
Zu 1.4.25: 
Der Hinweis wird zur Kenntis genommen. 
Dem Entwurf des Bebauungsplans lag der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag mit Stand vom 
28. September 2017 bei, der den rechtlichen Anforderungen entspricht und dem zitierten 
Leitfaden folgt. Die Musterbögen der Anlage 1 des Leitfadens wurden bewusst nicht 
verwendet, was im Rahmen der Bauleitplanung auch kein zwingendes Erfordernis ist, da diese 
auf Bundesrecht basiert. Im Vorfeld des Satzungsbeschlusses wurden im Jahr 2018 weitere, 
vertiefende Untersuchungen durchgeführt und in den Artenschutzbeitrag aufgenommen. Dieser 
entspricht selbstverständlich der Novelle des § 44 BNatSchG. 

1.4.19 

1.4.20 

1.4.21 

1.4.22 

1.4.23 

1.4.24 

1.4.25 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.26: 
Der Hinweis wird zur Kenntis genommen. 
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag entspricht den rechtlichen Vorgaben, basiert auf einer 
tierökologischen Erhebung und setzt sich fachlich korrekt mit dem Vorhaben auseinander. Die 
im Jahr 2017 nicht mehr mögliche Erfassung des Frühjahrsaspektes wurde 2018 durch weitere 
Erhebungen ergänzt, sodass allein für die Vogelwelt jetzt auf sechs Erfassungstage 
zurückgegriffen werden kann. 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.27: 
Die Frage wird wie folgt beantwortet und der darin enthaltene Hinweis zur Kenntnis 
genommen. 
Die NATIS-Daten wurden eingesehen und werden mit der Überarbeitung des Natureg noch 
einmal aktualisiert. 
Zu 1.4.28: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der örtliche Landwirt, der über entsprechende Kenntnisse verfügt, wurde befragt. 
Zu 1.4.29: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Artenschutzbeitrag enthält ein eigenes Kapitel zur angewandten Methodik. Die Annahme 
einer Beschränkung auf Zufallsbeobachtungen bei einem jeweils vierstündigen Aufenthalt im 
Gelände ist nicht begründet. 
Zu 1.4.30: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Erfassung im Frühjahr war im Jahr 2017 nicht mehr möglich. Sie wurde im Jahr 2018 
ergänzt. 
 

1.4.26 

1.4.27 

1.4.28 

1.4.29 

1.4.30 



  
 
 
 
Zu 1.4.31: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Untersuchungen im Jahr 2017 erbrachten keine Hinweise auf das Vorkommen der Art, das 
nach der aktuellen Verbreitung des Feldhamsters in Mittelhessen auch nicht zu erwarten ist. 
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen wird als Vermeidungsmaßnahme (V1) vorgesehen, 
dass die Erschließungsarbeiten unter einer Umwelt-Baubegleitung durchzuführen sind, um 
mögliche Feldhamster-Vorkommen baubegleitend zu überprüfen. Sollte ein solches 
Vorkommen angezeigt sein, ist ein Baustopp vorzunehmen, bis die Umsiedlung der Tiere auf 
geeignete Flächen erfolgt ist. 
Zu 1.4.32: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Haselmaus, Reptilien und mögliche Maculinea-Vorkommen wurden im Jahr 2018 eingehend 
untersucht, der Befund von 2017 bestätigt. 
 
 
 
Zu 1.4.33: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Aussage ist nicht widersprüchlich, da sich das Quartierpotenzial auf Einzeltiere beschränkt 
und somit – entsprechende Vorkehrungen vor den Fällarbeiten vorausgesetzt – 
artenschutzrechtlich unproblematisch ist. Die Aussagen im Artenschutzbeitrag wurden 
konkretisiert. 
Zu 1.4.34: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Kap. 5.1.2 leitet aufgrund der örtlichen Bedingungen die rechtliche Relevanz der Artengruppe 
ab. Da das Gebiet abgesehen von der sporadischen Nutzung der in 1.4.34 behandelten 
Bäume durch Einzeltiere kein Quartierpotenzial aufweist und nur als Jagdlebensraum 
fungieren kann, ist eine Zerstörung von Ruhestätten im Sinne § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
ausgeschlossen. Unter Wahrung der Vermeidungsmaßnahme V3 ist die Erfassung der 
Fledermäuse deshalb nicht geboten. 
Zu 1.4.35: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Maßnahme V3 ist geboten, da das Tötungsverbot auch dann greift, wenn keine regelmäßig 
genutzten Quartiere im Sinne § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG getroffen sind. Nur letztere können 
auf dem Stand der Planung ausgeschlossen werden, nicht aber die sporadische Nutzung eines 
ausgefaulten Zwetschgenstammes z. B. durch eine Zwergfledermaus. Eine solche ist auch 
innerhalb der zulässigen Fällzeit bis Ende Februar möglich. 
Zu 1.4.36: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Brutvogelvorkommen wurden 2018 erneut untersucht, der Stieglitz mit Brutverdacht 
außerhalb des Eingriffsgebiets erfasst. Die Aussagen des Artenschutzbeitrags vom September 
2017 sind diesbezüglich aufrecht zu erhalten. 

 

1.4.32 

1.4.33 

1.4.34 

1.4.31 

1.4.35 

1.4.36 



  
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.37: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die zitierte Aussage zur Feldlerche ist fachlich und rechtlich korrekt. Der Vergleich der 
Brutdichte mit anderen Regionen dient der Einordnung des Vorkommens und damit auch der 
plausiblen Ableitung von Ausgleichserfordernissen. Dass die Brutdichte im 
Untersuchungsgebiet deutlich höher liegt als aktuell in weiten Teilen der Wetterau und 
Südhessens, erscheint fachlich durchaus relevant. Zu beachten ist zudem, dass eine 
Zerstörung von Brutstätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG bei der Feldlerche – eine 
Erschließung außerhalb der Brutzeit vorausgesetzt – gar nicht eintritt, da der Brutplatz bei 
dieser Art jährlich neu gewählt wird. Der Lebensraum per se wird durch das Artenschutzrecht 
aber nicht geschützt. Dass die Überplanung von Ackerflächen für die Feldlerche dennoch als 
artenschutzrechtlich relevant eingestuft wird, folgt einer Konvention, um den Geist der 
Bestimmung nicht zu unterlaufen. Eine individuenbezogene (d. h. auf ein bestimmtes Brutpaar 
bezogene) artenschutzrechtliche Prüfung macht folglich keinen Sinn. 

 
Zu 1.4.38: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die zitierte Aussage zum Rebhuhn ist fachlich und rechtlich korrekt. Die Einwenderin selbst 
nennt Reviergrößen von 3-10 ha, also eine Fläche, die über das Eingriffsgebiet deutlich 
hinausgehen kann. Der Artenschutzbeitrag bestreitet im Übrigen ein Brutvorkommen des 
Rebhuhns nicht, nimmt es für die rechtliche Bewertung sogar an. Er weist lediglich darauf hin, 
dass die Sichtung einer Kette allein noch keinen Brutnachweis im Eingriffsgebiet darstellt. 
Die Verwendung der genannten Prüfbögen ist nicht zwingend und wird abgelehnt, weil sie eine 
„Berechenbarkeit“ der artenschutzrechltichen Situation suggerieren und keinen 
Erkenntniszuwachs bringen. Wichtig ist allein, dass das Rebhuhn rechtlich als Brutvogel 
eingestuft wird, damit eine Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten angenommen wird 
und daraus Erfordernisse zur Wahrung der ökologischen Kontinuität erwachsen. Diese werden 
den Maßnahmen für die Feldlerche mit Recht subsumiert, da diese (bei ähnlichen 
Bedürfnissen an die Habitatausstattung) den ungleich größeren Flächenbedarf beansprucht. 
Ergänzt werden die Maßnahmen um die Anlage von niederwüchsigen Gehölzstrukturen zur 
Schaffung zusätzlicher Bruthabitate für das Rebhuhn. 
Zu 1.4.39: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die zitierte Aussage zur Wacholderdrossel ist fachlich und rechtlich korrekt. Der Bezug zur 
Legalausnahme zeigt, dass der Begriff „ersetzbar“ im Sinne der Formulierung des § 44 Abs. 5 
BNatSchG zu verstehen ist, der die „Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang“ fordert. Auch hier sei darauf hingewiesen, 
dass besagter „Prüfbogen“ keine rechtliche Prüfung ersetzen kann, da er einem Algorithmus 
folgt. An der gewählten Vorgehensweise wird deshalb festgehalten, zumal der hessische 
Leitfaden für bundesrechtliche Planungen nicht verbindlich ist. 

 

1.4.37 

1.4.38 

1.4.39 



  
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.40: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Aus Tab. 9 des Artenschutzbeitrags geht hervor, dass besagte Arten nicht im Eingriffsgebiet 
als Brutvogel eingestuft wurden. Damit entfällt das Erfordernis für eine dezidierte Prüfung. 
 
 
 
 
 
Zu 1.4.41: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. 
Der Hessische Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung ist auf Ebene der 
bundesrechtlich geregelten Bauleitplanung nicht bindend. Die genannten Arten Bachstelze, 
Mönchs- und Dorngrasmücke wurden im Jahr 2018 nachgewiesen und sind in der aktuellen 
Fassung des Artenschutzbeitrags berücksichtigt. 
Zu 1.4.42: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und teilweise berücksichtigt. 
Auf Grundlage der ergänzenden Untersuchungen 2018 wurde der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag um mehrere Arten ergänzt und aktualisiert. 
Zu 1.4.43: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1.4.36 sei betont, dass eine Zerstörung von Brutstätten 
bei Durchführung der Erschließungsarbeiten nach der Ernte faktisch nicht stattfindet, sondern 
diese allein rechtlich zu postulieren ist. Die Matrix im Fachbeitrag unterscheidet sich von den 
„Prüfbögen“ des Leitfadens gerade dadurch, dass sie keinen „Ankreuzbogen“ darstellt, sondern 
– wie im Text erläutert – den Pfad der Prüfung beschreibt. Die vorgesehene CEF-Maßnahme 
(Fußnote 2) bewirkt vorliegend die Beendigung des Bewertungsvorgangs mit der Verneinung 
des Verbotstatbestandes. 
Zu 1.4.44: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Unter Verweis auf die Ausführungen zu 1.4.37 sei betont, dass das Brutvorkommen des 
Rebhuhns nicht in Frage gestellt wird und Eingang in die geplanten CEF-Maßnahmen 
gefunden hat (vgl. auch Kap. 5.2 des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags). Die Maßnahmen 
wurden zwischenzeitlich beplant, sind mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und 
werden vertraglich gesichert. 
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Zu 1.4.45: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Auch im Zuge der weiteren städtebaulichen Entwicklung werden die artenschutzrechtlichen 
Bestimmungen Berücksichtigung finden. Da wirksame CEF-Maßnahmen für Feldvögel 
räumlich flexibel sind und kurzfristig ergriffen werden können, ergeben sich daraus keine nicht 
überwindbaren Konflikte zwischen der Siedlungsentwicklung und dem Artenschutzrecht. 
 
 
Zu 1.4.46: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Vorkommen von Maculinea wurde im Sommer 2018 noch einmal gezielt untersucht. Es 
ergab sich dabei kein Nachweis. Die Bewertung des Grünlands wird dem aktuellen Zustand 
angepasst. 
 
 
 
Zu 1.4.47: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das Vorkommen der Zauneidechse wurde im Sommerhalbjahr 2018 gezielt untersucht. Es 
ergab sich dabei kein Nachweis der Art. 
 
 
Zu 1.4.48: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Entgegen der Aussage der Einwenderin benutzt Kap. 5.5 den Begrif der „lokalen Population“ 
nicht im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung mit dem Verbotstatbstand des § 44 Abs. 
1 Nr. 2 BNatSchG, sondern zur Festlegung des Suchraums für CEF-Maßnahmen im Sinne des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG, die zur Wahrung der ökologischen Funktion eben jene „lokale“ 
Population erreichen sollten. 
Die Annahme einer zulässigen Ausweitung des Suchraums über den Offenlandbereich bei 
Münchholzhausen hinaus trifft im Übrigen auch für das Rebhuhn zu. Dieses ist zwar sehr 
standorttreu, die maßgebliche Population übersteigt dennoch den Lebensraum der Einzeltiere 
bei Weitem. Nicht das aktuelle Vorkommen von Individuen ist hier maßgeblich, sondern das 
der Art im Naturraum. 
Da der Helle Wiesenknopf-Ameisenbläuling trotz gezielter Untersuchung im Gebiet aktuell 
nicht vorkommt, sind die Schlussfolgerungen in Kap. 5.5. korrekt. 
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Zu 1.4.49: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Artenschutzbeitrag enthält in seiner 
aktuellen Version eine Fundortkarte für die Artengruppe der Vögel. Bei den anderen 
Artengruppen sind sie in Ermangelung wertgebender Nachweise entbehrlich. Ein rechtliches 
Erfordernis ist im Übrigen nicht gegeben. 
 
 
 
 

1.4.49 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.5.1: 
Der Anregung wird teilweise gefolgt. 
Die nach Berücksichtigung der durchzuführenden Vermeidungsmaßnahmen 
verbleibenden nachteiligen Wirkungen auf die Schutzgüter Boden und 
Wasser werden im Rahmen der Eingriffsregelung schutzgüterübergreifend 
ausgeglichen. Eine ausführliche Darstellung der Ausgleichsmaßnahmen 
erfolgt im Umweltbericht zum Bebauungsplan, der einen Teil der Begründung 
darstellt. Die Vermeidungsmaßnahmen wurden auch als Hinweis in die 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes übernommen. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.5 Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreis - FD Wasser- und 
Bodenschutz, Schreiben vom 23.10.2017 

1.5.1 



  
 
 
 
Zu 1.5.2: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme vom 11.02.2014 enthält folgenden Wortlaut: 
„Das Plangebiet liegt in keinem festgesetzten Überschwemmungsgebiet. Sonstige 
Gewässer sind nicht unmittelbar berührt. 
Es muss sichergestellt sein, dass bei der geplanten Baugebietserweiterung kein 
Mehrabfluss von Oberflächenwasser gegenüber dem derzeitigen Bestand und somit 
keine Abflußverschärfung in den anschließenden Gewässern eintritt. Dazu sind 
geeignete und ausreichend groß bemessene Rückhalteeinrichtungen für das 
anfallende Niederschlagswasser einzubauen. Im Rahmen der Fachplanung sind 
entsprechende Nachweise zu führen.“ 

 
Der Anregung wird durch die Festsetzung von entsprechenden Regenrück-
haltebecken gefolgt. 
 
Uferrandstreifen werden durch eine Verlagerung des Regenrückhaltebeckens 
in Richtung des Welschbachs mittlerweile tangiert. Der Bereich wird durch 
entsprechende Festsetzungen im B-Plan zur Entwicklung eines 10,00 m brei-
ten Ufersaumes mit standortgerechten Gehölzen vor Bebauung geschützt. 
Die bauliche Anlage des Regenrückhaltebeckens selbst ist daher außerhalb 
dieses Bereiches zu errichten. 
Gem. § 23 Abs. 2 Nr. 4 Hessisches Wassergesetz ist im 
Gewässerrandstreifen die Ausweisung von Baugebieten durch Bauleitpläne 
oder sonstige Satzungen nach dem Baugesetzbuch verboten. Nach 
Rücksprache mit dem Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Oberirdische 
Gewässer, Hochwasserschutz (Herr Waldeck, 04.01.2021) ist die 
entsprechende Einbeziehung des Gewässerrandstreifens in den 
Geltungsbereich der Bebauungsplanung jedoch grundsätzlich zulässig, da 
bauleitplanerisch kein Eingriff durch bauliche Anlagen vorbereitet wird und 
auch keine Ausweisung als Baugebiet erfolgt. Die Notwendigkeit einer 
Befreiung auf Grundlage des § 38 Abs. 5 Wasserhaushaltsgesetz ist im 
Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsverfahren zur Errichtung des 
Regenrückhaltebeckens zu eruieren, in Abhängigkeit der durch die 
konkretsierte Planung vorgesehenen Eingriffe (z. B. durch Böschungen o. ä.). 
Ggf. ist nach Abstimmung mit der zuständigen Genehmigungsbehörde im 
Genehmigungsverfahren ein entsprechender Antrag zu stellen. 
 
 

1.5.2 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.6.1: 
Die Anregungen und Hinweise werden berücksichtigt. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Vorgaben werden dem für die Erschließungsplanung zuständigen 
Fachamt übermittelt. 
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Bebauungsplan Münchholzhausen Nr. 8 „Schattenlänge“ 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
 

STELLUNGNAHME: 1.6 Deutsche Telekom Technik GmbH, Schreiben vom 
22.09.2017 

1.6.1 



  



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.7.1:  
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Die Trasse wird nachrichtlich in den Planteil des Bebauungsplanes 
übernommen. Das für die Erschließungsarbeiten zuständige Fachamt wird 
informiert.  
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STELLUNGNAHME: 1.7 Wasserverband Kleebach, Schreiben vom 30.10.2017 

1.7.1 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.7.2:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Das kleinere Regenrückhaltebecken soll nicht mehr realisiert werden. 
 

1.7.2 
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STELLUNGNAHME: 1.8 PLEdoc GmbH, Schreiben vom 03.11.2017 



  
 
 
 
 
Zu 1.8.1:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Hinweise zu den vorlaufenden Ersatzmaßnahmen werden der Unteren 
Naturschutzbehörde der Stadt Wetzlar übermittelt. 
 

1.8.1 



 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.9.1: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Bauleitplanung ergibt sich kein weiterer Handlungsbedarf. 
Die Vorgaben werden dem für die Erschließungsplanung zuständigen 
Fachamt übermittelt. 
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STELLUNGNAHME: 1.9 Unitymedia, Schreiben vom 01.11.2017 

1.9.1 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.10.1: 
Die Hinweise werden berücksichtigt. 
Herr Licari von der enwag berichtete telefonisch am 08.05.2018, dass nach 
interner Prüfung festgestellt worden sei, dass der bestehende 
Unterflurhydrant in der Gießener Straße entgegen ursprünglicher Annahmen 
eine Löschmittelwassermenge von 93 m³/h (statt 48 m³/h) zur Verfügung 
stelle. Im unteren Bereich des Baugebietes stünde also eine deutlich höhere 
Löschwassermenge zur Verfügung als im Schreiben vom 28.09.2017 
angegeben. Ein entsprechendes Prüfprotokoll (Stand: 14.05.2018) wurde 
seitens der enwag vorgelegt. Ein Umbau des Unterflurhydranten in einem 
Überflurhydranten zur Sicherung der erforderlichen Löschwassermenge von 
96 m³/h im unteren Bereich des Baugebietes ist somit nicht zwingend 
erforderlich. Das Amt für Brandschutz hat diese Auffassung bestätigt. 
Die Löschwasserversorgung ist daher mit den zur Verfügung stehenden 
93 m³/h auch im unteren Bereich des Baugebietes als ausreichend und 
gesichert anzusehen. 
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STELLUNGNAHME: 1.10 enwag - Energie- und Wassergesellschaft mbH, 
Schreiben vom 28.09.2017 

1.10.1 
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STELLUNGNAHME: 1.11 Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement,, 
Schreiben vom 26.10.2017 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.11.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Auf Antrag der Stadt Wetzlar und mit Erklärung des Landkreises Lahn-Dill 
vom 22.02.2018 wurde die straßenrechtliche Ortsdurchfahrt 
Erschließungsbereich (OD E) gem. § 17 Hessisches Straßengesetz (HStrG) 
und nach den Ortsdurchfahrtsrichtlinien (Schreiben von Hessen Mobil vom 
02.03.2018) neu festgesetzt. Die Festsetzung der neuen Ortsdurchfahrt 
erfolgte mit Wirkung zum 01.04.2018. 
 
 

1.11.1 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.11.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Vorkehrungen gegen die Verkehrsemissionen der L3451 und der K 355 sind 
im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanung nicht erforderlich. 
 

1.11.2 



  
 
 
 
Zu 1.11.3: 
Die Anregung wird berücksichtigt.  
 

1.11.3 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.12.1: 
Die Anregung wird berücksichtigt. 
Entsprechende Untersuchungen wurden durchgeführt. 
Mit abschließender Stellungnahme vom 04.10.2018 teilte Hessen Archäologie zu den Untersu-
chungsergebnissen der archäologischen Voruntersuchung mit, dass hallstattzeitliche Hügel-
gräber nicht vorliegen würden. Gleichzeitig seien jedoch Siedlungsreste eines eisenzeitlichen 
Dorfes freigelegt worden. Weitere Dokumentations- und Bergungsmaßnahmen seien notwen-
dig. Die notwendigen, archäologischen Arbeiten seien mit den anstehenden Erschließungs-
maßnahmen zu verknüpfen. Baubegleitend solle im Bereich der Erschließungstrassen nach 
den Vorgaben eines vor Ort befindlichen Archäologen der Mutterboden abgeschoben werden 
und die Fläche auf das Vorhandensein von archäologischen Befunden untersucht werden. 
Erweiterungen des Untersuchungsraums können dabei notwendig werden, sollte eine entspre-
chende Befundstreuung dies nahelegen. Andererseits werden die Maßnahmen eingestellt, 
wenn keine Nachweise von Bodendenkmälern erbracht werden. Es wurde ein dementspre-
chender Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. Das zuständige Fachamt 
wurde benachrichtigt. 
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STELLUNGNAHME: 1.12 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, 
Schreiben vom 06.11.2017 

1.12.1 
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STELLUNGNAHME: 1.13. 
Schreiben vom 01.11.2017 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.13.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Charakter des bestehenden Gebietes, im Bereich des Grundstücks 
Gießener Straße 7A, wird aufgrund der Nähe zu dem neu festgesetzten 
Mischgebiet nicht verändert. 
Die Annahme, dass der Grundsatz der planerischen Konfliktbewältigung auf 
Ebene des Bebauungsplans durch die Ausweisung eines Mischgebeites in 
Nähe zu dem bestehenden, durch Wohnnutzungen und Handwerksbetrieben 
geprägten Gebietes nicht ausreichend Rechnung getragen wurde, kann nicht 
nachvollzogen werden. Mit der Festsetzung eines Mischgebietes wird dem 
Trennungsgrundsatz gem. § 50 BImSchG Rechnung getragen. In den 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans wird zudem der Ausschluß 
von Tankstellen, Vergnügungsstätten, Werbeanlagen mit Fremdwerbung 
sowie Einzelhandelsbetrieben mit Verkaufsflächen über 400 m² in dem 
geplanten Mischgebiet geregelt. Hierdurch werden die Vorgaben des § 6 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) modifiziert. Damit wird dem 
städtebaulichen Ziel, Nutzungen auszuschließen, die der angestrebten 
Standortqualität oder der bestehenden städtebaulichen Struktur 
angrenzender Gebiete entgegenstehen oder nur bedingt verträglich 
untergebracht werden können, Rechnung getragen. 
 

1.13.1 



 Zu 1.13.2: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die verkehrlichen Erschließung des Mischgebietes ist im Bebauungsplan als Stichstraße mit 
Wendehammer konzipert, ohne Anschluß an die angrenzende Ortslage. Sie fungiert mithin nicht als 
Durchgangsstraße für Kraftverkehr; sondern dient in erster Linie dem Ziel- und Quellverkehr. 
Regelmäßige Lieferverkehre zu potenziellen gewerblichen Nutzungen innerhalb des Mischgebietes 
oder zum Sondergebiet „Einzelhandel“, der sich unmittelbar an am Kreuzungspunkt der 
Haupterschließungsstraße  befindet, erfolgen zwangsläufig über den Knotenpunkt an der Gießener 
Straße. 
Sachverhalte, die für eine potenzielle Überlastung der Mischgebietsstraße durch „Zubringerverkehr 
aus dem Ort“ sprechen könnten, werden nicht erkannt. 
Zu 1.13.3: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Zufahrt zu dem Grundstück Gießener Straße 7A führt derzeit über einen nicht ausgebauten 
Wirtschaftsweg, der sich auf einer öffenlichen Wegeparzelle befindet und Erschließungsfunktionen 
übernimmt. Aufgrund welchen Sachverhalts die Aussage getroffen wird, dass der Wirtschaftsweg 
einen „Privatwegcharakter“ hätte, kann nicht nachvollzogen werden. Nicht nachvollziehbar ist auch, 
welcher rechtliche Anspruch anhand dieser Zuschreibung abgeleitet werden soll. 
Dass der Ausbauzustand der Straße, ungeachtet der Genehmigungslage, die Anforderungen an 
eine ordnungsgemäße Erschließung im planungsrechtlichen Sinne (Vorhandensein einer 
Straßenentwässerung, Beleuchtung und ggf. Gehweg) als auch die an Erschließungsstraßen zu 
stellende Ausbaustandards nicht erfüllt, stellt objektiv, unabhängig eventueller subjektiver 
Empfindungen, einen städtebaulichen Mißstand dar, der sich über Jahrzehnte verfestigt hat und im 
Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanung behoben werden soll. Eine Konservierung des 
städtebaulichen Mißstandes durch die entsprechende Festsetzung eines Wirtschaftsweges 
widerspräche dem Gebot der planerischen Konfliktbewältigung auf Ebene des Bebauungsplanes, da 
die Straße derzeit faktisch Erschließungsfunktionen übernimmt und im Sinne der städtebaulichen 
Ziele des Bebauungsplanes auch zukünftig weiterhin übernehmen soll. Durch die Festsetzung einer 
öffentlichen Verkehrsfläche in der vorgesehenen Dimensionierung wird die Möglichkeit eines 
erstmaligen Ausbaus zu einer ordnungsgemäßen Erschließungsstraße ermöglicht. Die geplante 
Straße im Mischgebiet wurde als Erschließungsstraße mit Wendehammer konzipert und im 
Verfahren bereits auf eine Breite von 9,0 m reduziert, was einen Begegnungsverkehr LKW/Pkw bei 
verminderter Geschwindigkeit (5,5 m Fahrbahn zuzüglich je 0,25 m Rinne) und die Anlage von 
beidseitigen Gehwegen mit jeweils einer Breite von 1,5 m ermöglicht. In dem geplanten Mischgebiet 
sind entsprechend den Vorgaben der Baunutzungsverordnung ausschließlich gewerbliche 
Nutzungen zulässig, „die das Wohnen nicht wesentlich stören“ (s. § 6 Abs. 1 
Baunutzungsverordnung). Gewerbebetriebe, die gegenüber den angrenzenden Wohnutzungen 
schwerwiegende Lärm- und Abgasbelästigungen verursachen, sind somit unzulässig (s. auch 2.1.1).  
Zu 1.13.4: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Es ist unklar, inwiefern die Planung eines Wendehammers einen schwerwiegenden Fehler darstellt. 
Eine Überlastung der Erschließungsstraße durch den befürchteten Durchgangsverkehr aus der 
Ortslage (s. auch 2.1.2) wird dadurch verhindert. 
Zu 1.13.5: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Inweiweit (nicht weiter benannte) Belange des Umweltschutzes nicht angemessen berücksichtigt 
worden sind, kann nicht nachvollzogen werden. Die Annahme, dass durch die Planung Immissionen 
durch gewerbliche Nutzungen und Schwerlastverkehre genriert werden, die vorhandene oder 
geplante Wohnutzungen wesentlich stören, kann weder anhand der Mischgebietsausweisung noch 
anhand der Verkehrskonzeption abgeleitet werden: 
 
 

1.13.2 

1.13.3 

1.13.4 

1.13.5 



  

 Mit der Festsetzung eines Mischgebietes wird dem Trennungsgrundsatz gem. § 50 
BImSchG Rechnung getragen (s. auch 2.1.1); 

 die Dimensionierung der Straße liegt im Rahmen der üblichen planerischen 
Standardbreiten für Wohnstraßen (s. Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen -  
RASt 06; s. auch 2.1.3); 

 Regelmäßiger Durchgangsverkehr aus der Ortslage wird durch die Anlage eines 
Wendehammers verhindert 
(s. auch 2.1.4) 

Zu 1.13.6: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Ausweisung entspricht der mit dem Bebauungsplan verfolgten städtebaulichen Konzeption und 
der beabsichtigen Gliederung miteinander verträglicher Nutzungen im Sinne des 
Trennungsgrundsatzes gem. § 50 BImSchG. Von besonderer Bedeutung ist hierbei der südwestlich 
des Plangebietes liegende Zimmereibetrieb, der aufgrund der Lärmemissionen keine 
ausschließlichen Wohnbauflächen in der direkten Nachbarschaft zulässt. Gleichwohl keine 
wesentlichen Gründe dagegen sprechen, auch an anderer Stelle im Plangebiet zusätzlich 
Mischgebiete festzusetzen, sprechen vorliegend auch keine städtebaulichen Gründe gegen die 
Festsetzung eines Mischgebietes an dem vorgesehenen Standort.  
Zu 1.13.7: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
An der mit dem Bebauungsplan verfolgten städtebaulichen Konzeption wird festgehalten (s. 2.1.1 bis 
2.1.6) 
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Zu 1.14.1: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bereich befindet sich nicht innerhalb des Plangebietes. Die zuständigen 
Fachämter (Tiefbauamt und Ordnungsamt) wurden benachrichtigt 
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Zu 1.15.1: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
In der Planung wird die Straßenverkehrsfläche im Bereich des Marktes so erweitert, dass zu-
künftig ausreichend Platz zur Errichtung einer Bushaltestelle verbleibt. 
 
Zu 1.15.2: 
Der Hinweis wird berücksichtigt. 
Die geplante Straße im Mischgebiet wurde bereits im Verfahren von 10,00 m auf eine Breite 
von 9,0 m reduziert, was einen Begegnungsverkehr LKW / Pkw bei verminderter Geschwindig-
keit (5,5 m Fahrbahn zuzüglich je 0,25 m Rinne) und die Anlage von beidseitigen Gehwegen 
mit jeweils einer Breite von 1,5 m ermöglicht. Ein noch schmalerer Straßenquerschnitt würde 
zu Lasten der Gehwege gehen, die mit je 1,5 m bereits ein Mindestmaß an Breite aufweisen. 
Insofern wird von einer noch schmaleren Straßenbreite abgesehen. An der Planung des Wen-
dehammers in einer für die verkehrliche Belange von Mischgebieten erforderlichen Dimensio-
nierung wird festgehalten. 
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